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In dem Rechtsstreit
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Antragsteller,

g e g e n

Antragsgegnerin?

hat der l° Senat des Bundessozialgerichts am 3. Okto—

ber 1960 unter Mitwirkung des

Präsidenten S c h n e i d e I
als Vorsitzenden,

des Bundesrichters P e n q u i t t und

des Bundesrichters H e y e r

beschlossen:

Zuständiges Gericht ist das Sozialgericht Hamburg, soweit

über die Versicherungspflicht des Antragstellers B zu

entscheiden ist„ Im übrigen wird der Antrag zurückgewiesen°
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G r ü n d e 3__.n-uu-s _—__-ruu_

Die Antragsteller bitten um Bestimmung des zuständigen
Gerichts nach @ 58 Abs„ 1 und Abs° 2 des Sozialgerichts—

gesetzes (SGG)a '

Die Allgemeine Ortskrankenkasse (AOK„) Hamburg nimmt
beide als Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf Zahlung von
Beiträgen zur Angestelltenversicherung in Anspruch„ In

dem von den Antragstellern angefochtenen Bescheid und

in demWiderspruchsbescheid bejahte die AOK nicht nur
die Versicherungspflicht bezüglich der Beschäftigung des

Antragstellers Binder, sondern auch bezüglich anderer Ar—

beitnehmera Gegen den Widerspruchsbescheid erhoben die

Antragsteller gemeinschaftlich Klage beim Sozialgericht

(SGD) Hamburg° Dabei begehrt die Antragstellerin zu 1)
auch die Feststellung, daß die anderen Arbeitnehmer ver—
sicherungsfrei gewesen seien, die ihrerseits den Wider-

spruchsbescheid nicht angefochten haben. Das SGD verwies

durch Beschluß vom 4° November 1959 den Rechtsstreit ge—

mäß @98 SGGbezüglich der Antragstellerin zu 1) (M:—":.—

.Ef1;_- G:cn:t::::z_3 an das für ihren Sitz zuständige
SGH

Hildesheim und setzte gleichzeitig das Verfahren be—

züglich des Antragstellers zu 2) (Dr" B::Tl.) bis zur
rechtskräftigen Entscheidung der Klage der Antragstel—

lerin zu 1) aus° Die Antragsteller begründen ihren An-

trag damit, über die Klage des Arbeitgebers und des Ar—

beitnehmers in der Frage der Versicherungspflicht könne

nur einheitlich entschieden werden, daher sei für den

Rechtsstreit nur ein Gericht zusiändig„

Der Antrag auf Bestimmung des zuständigen Gerichts ist

zulässig, weil durch die unzulässige Trennung der ge—

_—3—.
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meinschaftlichen Klage der Antragsteller und den Ver—

weisungsbeschluß nach 5 98 SGGeine Rechtsläge einge—
treten ist‚ die der im 5 58 Abs. 1 NL 332sec geregel—
ten entsprichtm “' Ä“ '

Die gemeinschaftliche Klage des Arbeitgebers und des
Arbeitnehmers gegen den Verwaltungsakt, in dem die Bei—

tragspflicht zur Angestelltenversicheruhg festgestellt

und die rückständigen Beiträge erhoben werden, hat die
beiden Kläger zu notwendigen Streitgenossen gemacht° Das

Rechtsverhältnis kann ihnen gegenüber nur noch einheit—

lich festgestellt werden; Gegenstand des Verfahrens ist

der eine, auf das Beschäftigungsverhältnis des Antrag—

stellers Binder sich beziehende Bescheid° Es handelt sich

somit um einen einzigen Rechtsstreit° Da nun die Betei-

ligten und das SGr■ildesheim an den Verweisungsbeschluß

des SG„ Hamburg gebunden sind, und da ferner das SG. Ham—

burg die Klage des Antragstellers Binder weder auf Antrag

noch von Amts wegen an das SG° Hildesheim verweisen kann,

ist die Lage ebenso9 als wenn zwei Gerichte sich in einem

einzigen Rechtsstreit rechtskräftig für zuständig erklärt

hätten° Daher sind die Voraussetzungen zu einer Entschei—

dung nach 5 58 Abs° 1 Nr° 3 SGGgegeben° Zuständig für
diese Entscheidung ist das Bundessozialgericht (BSG„) als
das den beteiligten Gerichten gemeinsam nächsthöhere Ge-

richte

Da für die gemeinschaftliche Klage der als Arbeitnehmer

und Arbeitgeber eines versicherungspflichtigen.Beschäfti—

gungsverhältnisses in Anspruch genommenen Antragsteller

keine örtliche Zuständigkeit nach 5 57 SGGgegeben ist, wa—
ren mit der Erhebung der gemeinschaftli0hen Klage die '

1 i
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Voraussetzungen des 5 58 Abs. 1 Nr° 5 SGG gegeben° Weil

in der Sozialgerichtsbarreit der Gerichtsstand nach dem

Wohnsitz oder Aufenthaltsort des Klägers und nicht — wie

in der Zivilprozeßordnung (ZPO) — des Beklagten bestimmt
ist, ist bei einer gemeinschaftlichen Klage von Streit-

genossen mit verschiedenem Wohnsitz oder Aufenthaltsort

eine dem @ 36 Nr, 3 ZPO entsprechende Lage gegeben° Das

SG„ Hamburg durfte daher die gemeinschaftliche Klage

auch auf Antrag nicht an ein anderes Gericht verweiseno

Für die Bestimmung des zuständigen Gerichts war vielmehr

von vornherein das BSGO als das gemeinsam nächsthöhere

Gericht zuständig°

Als örtlich zuständiges Gericht bestimmt der Senat das

SGQ Hamburg, weil der Antragsteller zu 2) dort seinen

Wohnsitz hat und er auch gleichzeitig zu dem Prozeßbe—

vollmächtigten der Antragstellerin zu 1) gehörte Die—

ser Gerichtsstand ist deshalb geeignet, den Antragstel—

lern die gerichtliche Erfüllung ihrer Ansprüche zu er—

leichtern„

Soweit sich der Antrag auch auf die Klage der Max—Planck—

Gesellschaft gegen die Verwaltungsakte bezieht, die das

Versicherungsverhältnis ihrer übrigen Arbeitnehmer be—

treffen9 war er zurückzuweisen„ Da in diesen Fällen die

Nt:;°:zrztaG:t;txlf;iti:allein klagt‚ waren nicht die

Voraussetzungen des @ 58 Abs. 1 Nr„ 5 SGG, sondern die
Voraussetzungen des 5‘98 Abs. 1 SGG gegeben; denn die

örtliche Zuständigkeit für diese Klage richtet sich aus—
schließlich nach dem Sitz der einzigen Klägerin° Für

eine Entscheidung nach 5 58 SGGist daher insoweit kein
TW?"—

Raum; der Verweisungsbeschluß ist für die Klage der M__r

?
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PIEI—G-rztlzjji gegen diese Verwaltungsakte ord—

-nungsgemäß ergangen und für die Beteiligten und das

SG° Hildesheim bindendc ' ‚ f .i
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